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Gute Jahresbilanz
von Manfred Becker, Vorsitzender der SPD-Fraktion Lichtenberg

Hart arbeiten für Lichtenberg: Die SPD-Fraktion bei ihrer Klausurtagung 2007    Foto: Schymetzko

Die Fraktion der SPD in der Bezirks-
verordnetenversammlung Lichtenberg
kann auf ein erfolgreiches erstes Jahr
kommunalpolitischer Arbeit nach den
Wahlen 2006 und der Neubildung der
BVV zurückblicken.
Vergrößert auf 17 Mandate konnte sie mit
gewachsenem Selbstbewusstsein die
Debatten und Entscheidungen der BVV
mit bestimmen. Mit zahlreichen Initiativen
haben wir Themen gesetzt und auf
Probleme hingewiesen, von denen eine
ganze Anzahl durch Berliner Tages-
zeitungen und die bezirklichen Ver-
teilblätter aufgegriffen worden sind. Aus
der Menge der SPD-
Anträge sei hier an
einige erinnert:
Das alte Wasserwerk
an der Landsberger
Allee attraktiv ent-
wickeln! Die Fach-
hochschule für Ver-
waltung und Recht in
Friedrichsfelde er-
halten! Das Freibad
an der Wuhlheide
wieder öffnen! Eine
weiträumige Umfah-
rung der Treskow-
allee während der ab
2008 geplanten Bau-
arbeiten am S-Bahn-
hof Karlshorst vor-
sehen! Maßnahmen gegen das Aus-
trocknen des Gehrensees ergreifen! Die
Einmündung der Buchberger Straße in die
Frankfurter Allee endlich ausbauen! Ein
Energiekonzept für Lichtenberg! Gewalt
zwischen Rechts- und Linksextremen im
Weitlingkiez verurteilen! Dem Unwissen
über die DDR und der Verharmlosung des
SED-Staates entgegenwirken!
Mit einer öffentlichen Fraktionssitzung
zum Thema Kraftwerksneubau durch
Vattenfall im Kulturhaus Karlshorst
haben wir zu einer differenzierteren Urteil
über diese Frage im Bezirk entscheidend
beigetragen und in der Diskussion in den
Wochen danach das schlichte „Nein zur
Kohle. Punkt!“, das dem Bezirk jegliche
Mitentscheidungsmöglichkeit genom-
men hätte, abgewendet. Sehr früh (eigent-

lich schon mit meiner Ansprache als
„Alterspräsident“ auf der konstituie-
renden BVV-Sitzung) haben wir das
Thema der bezirklichen Haushalts-
politik angeschnitten. Wie Recht wir
damit hatten, zeigte sich, als das Bezirks-
amt im Frühjahr 2007 das bestürzende
Ergebnis der Jahresrechnung 2006
mitteilen musste: Die Ausgaben hatten die
Einnahmen um 15,7 Mio. Euro über-
stiegen! Seitdem drängt die SPD auf
strikte Haushaltsdisziplin sowohl im
Haushaltsvollzug als auch bei der Auf-
stellung des bezirklichen Doppelhaus-
haltsplans 2008/09. An dieser Stelle ist

von unserem Verhältnis zur LINKEN zu
sprechen: Es war von Anbeginn der
jetzigen BVV-Amtsperiode an schwierig,
konnte es wohl angesichts der Aus-
gangslagen auch nicht anders sein: Die
LINKE, ihrer absoluten Mehrheit beraubt,
musste bald die schmerzliche und unge-
wohnte Erfahrung des Überstimmt-
werdens machen. Die erstarkte SPD war
nun mit großem Abstand zu den anderen
Parteien zweitstärkste Kraft und dachte
in streitbarem Selbstbewusstsein gar
nicht daran, sich bei der LINKEN zuvor
zu vergewissern, ob dieser unsere Initiati-
ven gefallen würden. Die zwischen beiden
Parteien geschlossene Kooperations-
vereinbarung blieb beidseitig ungeliebt.
In unserer Wahrnehmung hat die LINKE
sie wohl als Instrument der Ruhigstellung

der SPD missverstanden, das freilich ge-
genüber einer Fraktion nicht funktion-
ieren konnte, die nicht Juniorpartner
innerhalb einer Quasi Großen Koalition
sein will. Zum endgültigen Zerwürfnis
ist es dann bei der Verabschiedung des
Doppelhaushaltsplans 2008/09 im
September gekommen, als die LINKE
eine Absprache, die wir zuvor zu Gunsten
einer disziplinierten Ausgabenpolitik mit
ihr getroffen hatten, nicht einhielt. Bis zum
heutigen Tage scheint die LINKE nicht
verstehen zu können, was das bei uns
ausgelöst hat, auslösen musste. Da darf
sich niemand wundern, wenn wir von

Doppelspiel spre-
chen. Für uns war
und ist das die Auf-
kündigung der Ver-
einbarung. Diese ist
praktisch nicht mehr
existent. Die Folge
ist: In der BVV kommt
es immer wieder zu
wechselnden und
knappen Zufalls-
mehrheiten, die kei-
ne klaren Entschei-
dungslinien entsteh-
en lassen. Man sollte
sich allerdings dar-
über im Klaren sein,
dass die offenkund-
ige Rivalität der bei-

den großen Fraktionen den kleinen sehr
zupass kommt; wie schön ist es, die
beiden Großen gegeneinander auszu-
spielen! Angesichts der dargestellten
Situation sollte um des Bezirks willen eine
punktuelle Konsenssuche zwischen den
beiden großen Fraktionen nicht ausge-
schlossen sein, unter Hintanstellung von
Überempfindlichkeit und Dauerkon-
frontationsneigung.
Erfreulich ist, dass die NPD auch nicht
einen Stich in der BVV bekommen hat.
Konsequent sind alle ihre – teils empö-
renden, teils verführerischen – Anträge
mit sämtlichen Stimmen der Anderen ab-
gelehnt worden. Das soll auch so bleiben!
Namens der SPD-Fraktion wünsche ich
allen, die diese Information lesen, ein
gesundes und erfolgreiches Jahr 2008!
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Der stellvertretende Bezirksbürgermeister Andreas Geisel hat das Wort:

Zum Stand der Planungen von Vattenfall
an der Rummelsburger Bucht

Vor genau einem Jahr wurde der
Wunsch des Unternehmens Vattenfall
bekannt, am Standort des jetzigen
Braunkohle-Heizkraftwerkes Klingen-
berg in Rummelsburg ein neues
Heizkraftkraftwerk zu errichten.
Es folgte eine heftige, teilweise auch un-
sachlich und illusorisch geführte Diskus-
sion. Jetzt war lange nichts mehr zu hö-
ren. Wie ist nun der aktuelle Stand?
In den Jahren bis 2015 wird der Ersatz
des technisch veralteten Braunkohle-
kraftwerks Klingenberg notwendig. Die-
se Erkenntnis ist zweifellos unangenehm,
aber die Versorgung der Bevölkerung und
der Wirtschaft mit Energie und Heizwärme
muss dauerhaft, ausreichend und sicher
gewährleistet werden. Vor allem die Frage
der Heizwärme kann nicht ungelöst blei-
ben, denn die Menschen in den ca.
300.000 davon abhängigen Haushalten in

Berlin werden, salopp gesagt, kaum mit
der Aussage „tragt künftig dicke Pullo-
ver und duscht kalt“ zufrieden sein. Das
Problem ist  umfänglicher und seriöser.
Die Klimadebatte und das Tempo der glo-
balen Erwärmung haben allgemein zu der
Erkenntnis geführt, dass der Ersatzbau
eines Kraftwerks nicht zu einer absolu-
ten Steigerung des CO²- Ausstoßes in
der Region führen darf. Neue Anlagen
müssen die Umweltsituation verbessern.
Die bisherigen Ideen von Vattenfall sind
dabei deutlich überdimensioniert. Auch
der angedachte Kühlturm und die Inan-
spruchnahme der Spree gehen so nicht.

Die angrenzenden Wohngebiete und der
in unmittelbarer Nähe gelegene Plänter-
wald sind auf familienfreundliches Woh-
nen bzw. Erholung ausgerichtet. Deshalb
darf ein Neubau oder ein Ersatz des bis-
herigen Kraftwerks die Wohnqualität
nicht verschlechtern.
Bundesweit wird gegenwärtig die Frage
diskutiert, welcher Energieträger
für neue Kraftwerke eingesetzt
werden kann. Jede mögliche Ener-
giequelle ist auf ihre klimatischen
Folgen, aber auch auf ihre Aus-
wirkungen auf die mögliche Preis-
entwicklung für die Endverbraucher zu
überprüfen. Die Energie- und Fernwär-
mepreise müssen für die Mieterinnen
und Mieter auch in Zukunft bezahlbar
bleiben. Wenn wegen des CO²-Aussto-
ßes keine Steinkohle eingesetzt werden
soll, stellt sich die Frage, was dann? Erd-

gas bietet sich einer-
seits als logische Al-
ternative an. Sie wird
aber wegen der un-
genügenden Ver-
sorgungssicherheit
und der damit ver-
bundenen Kosten-
erhöhungen sehr
kritisch gesehen.
Erdgas ist üblicher-
weise an den Preis
von Erdöl gekop-
pelt und dessen ra-
sante Preisentwick-
lung ist an den Tank-
stellen nun genau zu
beobachten. Und

die bekannten regenerativen Energieträ-
ger (Wind, Sonne, Biogas, Erdwärme) sind
derzeitig technologisch bei weitem nicht
zur Erzeugung der in Rede stehenden
Fernwärmeleistung des Kraftwerks Klin-
genberg in der Lage.
Die SPD vertritt in der Debatte fol-
gende Position:
1. Der Klimaschutz darf nicht in blo-
ßem Wortgeklingel enden, sondern
muss konsequent vorangetrieben wer-
den. Deutschland braucht ein moder-
nes Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz,
das moderne, klimaschonende Kraft-

werke ermöglicht und regenerative
Energien fördert.
2. Konsequente Wärmedämmung bei
Gebäudesanierungen und der ver-
stärkte dezentrale Einsatz regenera-
tiver Energien müssen öffentlich ge-
fördert und von den  Bauherren ein-

gefordert werden, denn sie führen zu
deutlich sinkenden Verbrauchszahlen.
Bestes Beispiel ist das Lichtenberger
Niedrigenergiehaus in der Schulze-
Boysen-Straße. Ein neues Kraftwerk
darf deshalb nicht größer als benötigt
geplant werden, sondern muss auf sin-
kende Verbrauche eingestellt sein.
3. Das Kartell der großen Stromkon-
zerne und deren unverschämtes Preis-
diktat müssen politisch angegriffen und
aufgelöst werden. Der Energiemarkt
braucht echten Wettbewerb.
4. Bei der Klimadebatte darf der
„Blick auf die Menschen“ nicht ver-
loren gehen. Energie  und Fernwär-
me müssen sich auch die Normal-
bürger weiter leisten können, denn
sonst verliert die Debatte jede Akzep-
tanz in der Bevölkerung. Ein Beispiel
ist hier die frühere Forderung der Grü-
nen nach einem Benzinpreis von fünf
DM pro Liter. Klimatisch ist das si-
cher gut gemeint, aber ohne jeden
Blick auf die Wirklichkeit.
5. Städtebaulich darf ein Ersatzbau in
Rummelsburg die kinder- und familien-
freundlichen Wohngebiete in seiner
Umgebung nicht gefährden.
Vattenfall hat seine Pläne bis zum Ende
dieser Diskussion auf Eis gelegt. Wie die-
ses Ende aussehen wird, ist schwer vor-
herzusagen. Aber sicher ist, dass weitere
forsche Erklärungen auf der Basis „ge-
sunden“ Halbwissens zwar die Emotio-
nen anheizen, aber eben nicht für sichere
und bezahlbare Fernwärme sorgen. Die
Debatte muss seriös geführt werden.

Heutiger Zustand: Kraftwerk Klingenberg an der Rummelsburger Bucht
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Kerstin Beurich, Stadträtin für Schule, Sport und Soziales findet:

Echt cool…
…war die Überraschung, die ich ge-
meinsam mit dem Bezirksstadtrat für
Wirtschaft und Immobilien den
Schülerinnen und Schülern der Grund-

schule im Grünen am 24.10.2007 be-
reiten konnte. Die Schülerinnen und

Schüler der Grundschule hatten sich
unter der engagierten Anleitung durch
den Schulleiter Herrn Barthl und der
Lehrerinnen und Lehrer am

Wettbewerb „Coo-
le Schule – prima
Klima“ zum Ener-
giesparen an Lich-
tenberger Schulen betei-
ligt. Ziel des Wettbewerbs
war es, dass sich die
Schülerinnen und Schüler
mit dem Thema Energie
auseinander setzen und
durch ein geändertes
Nutzerverhalten einen

wesentlichen Beitrag zum Klima-
schutz leisten um so den CO2–Aus-

stoß zu verringern. Die Grundschu-
le im Grünen machte ihrem Na-
men alle Ehre und verstand es, alle

Klassenstufen einzubeziehen und
durch kreative und altersgerechte
Beiträge die Juroren so zu überzeu-
gen, dass ihr der 1. Preis in Höhe
von 2.000 € zugesprochen werden
konnte. Ebenfalls ausgezeichnet wur-
den die Bürgermeister-Ziethen-
Schule mit 1.000 € für den 2. Platz
und die Matibi-Grundschule mit 500
€ für den 3. Platz.

Verbesserung der Beschäftigungschancen für Jugend-
liche und Menschen mit Vermittlungshemmnissen

von Blashka Brechel, Sprecherin für Soziales und Mieterinteressen der SPD-Fraktion Lichtenberg
Am 01.10.2007 traten zwei wichtige Ge-
setze, das Vierte Gesetz zur Änderung des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch zur Ver-
besserung der Qualifizierung und
Beschäftigungschancen für jüngeren
Menschen mit Vermittlungshemmnissen
und das Zweite Gesetz zur Änderung des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch-Pers-
pektiven für Langzeitarbeitslose mit be-
sonderen Vermittlungshemmnissen-
JobPerspektive in Kraft.
Von der anhaltend guten konjunkturellen Ent-
wicklung profitieren nicht alle Jüngeren
gleichermaßen. Fehlende berufliche Qualifika-
tion, gesundheitliche Einschränkungen und
Schuldenprobleme erschweren eine erfolgrei-
che berufliche Eingliederung. Bildungs-
schwache Jugendliche und junge Erwachsene,
die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, sollen daher die Chance erhalten, sich
am Arbeitsplatz zu bewähren und ihre Quali-
fikation zu verbessern.
Das Gesetz zur Verbesserung der Qualifizie-
rung und Beschäftigungschancen von jünge-
ren Menschen mit Vermittlungshemmnissen
sieht folgende Maßnahmen vor: Im Sozial-
gesetzbuch II und III wird als neue Arbeitgeber-
leistung ein Qualifizierungszuschuss für
die Einstellung von  jüngeren Arbeitneh-
mern (die das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben) eingeführt, die zuvor mindestens
sechs Monate arbeitslos waren, ohne Berufs-
abschluss sind und während der geförderten

Beschäftigung betrieblich qualifiziert werden.
Gefördert werden Arbeitgeber für längstens
zwölf Monate mit 50 Prozent des berück-
sichtigungsfähigen Arbeitsentgelts, wobei 15
Prozentpunkte für die Qualifizierung des jün-
geren Arbeitnehmers zweckgebunden sind. Bei
der Bemessung des Zuschusses werden
Bruttoarbeitsentgelte von höchstens 1. 000
Euro monatlich zugrunde gelegt. Die gesetzli-
che Regelung ist bis Ende 2010 befristet.
Es wird zudem ein Eingliederungszuschuss
für jüngere Arbeitnehmer geschaffen, um
eine Verfestigung von Arbeitslosigkeit zu ver-
meiden. Er richtet sich an Arbeitgeber, die jün-
gere Arbeitnehmer einstellen, die trotz eines
Berufsabschlusses zuvor mindestens sechs
Monate arbeitslos waren. Gefördert werden
Arbeitgeber für längstens zwölf Monate mit
mindestens 25 und höchstens 50 Prozent des
berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts. Bei
der Bemessung des Zuschusses werden auch
hier Bruttoarbeitsentgelte von höchstens 1.000
Euro monatlich zugrunde gelegt. Die gesetzli-
che Regelung ist ebenfalls bis Ende 2010 be-
fristet.
Auch die Möglichkeit von sozialpädagogi-
scher Begleitung und organisatorischer Un-
terstützung bei betrieblicher Berufsausbildung
und Berufsausbildungsvorbereitung wird ein-
geführt. Träger können bei der Durchführung
entsprechender Maßnahmen gefördert werden,
um die betriebliche Eingliederung benachtei-
ligter Auszubildender in den Arbeitsprozess

durch begleitende sozialpädagogische Betreu-
ung zu stabilisieren.
Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Be-
schäftigungschancen von Menschen mit
Vermittlungshemmnissen wurde eine lang-
fristige Förderung von sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung eingeführt.
Gefördert wird die Einstellung von erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen, die das 25. Lebens-
jahr vollendet haben, langzeitarbeitslos sind
und mehrfache Vermittlungshemmnisse auf-
weisen, bei denen eine mindestens sechs-
monatige Aktivierung nicht zum Eingliede-
rungserfolg geführt hat und bei denen eine Er-
werbsfähigkeit auf dem allgemeinen Arbeits-
markt innerhalb der nächsten 24 Monate nicht
zu erwarten ist. Gefördert werden Arbeitge-
ber mit einem Lohnkostenzuschuss von bis
zu 75 Prozent. Die Förderdauer beträgt in der
Regel 24 Monate. Der Beschäftigungszu-
schuss kann wiederholt gewährt werden.
Zudem können pauschalierte Kostenzu-
schüsse für eine begleitende Qualifizierung ge-
währt sowie in Einzelfällen Einmahlzahlungen
für einen besonderen Aufwand der förderfä-
higen Beschäftigungsmöglichkeiten erbracht
werden. Bekannt ist diese Förderung auch als
„Öffentlicher Beschäftigungssektor“.
In Berlin werden (bis zum Jahr 2010) 10.000
sozialversicherungspflichtige Stellen entste-
hen, insgesamt sind für die Bundesrepublik
sind 100.000 Stellen vorgesehen.
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Zukunft des Kulturhauses

Zweimal für Karlshorst
von Ole Kreins, Mitglied der SPD-Fraktion Lichtenberg

In dem Stadtteil, indem nur knapp
10% der Lichtenberger Bevölke-
rung wohnen, liegt einiges im Ar-
gen. Karlshorst hat ein schönes,
denkmalgeschütztes, aber stark re-
novierungsbedürftiges Theater. Es
ist im Besitz der HOWOGE und wird
seit Ende März nicht mehr bespielt,
weil sich kein Betreiber findet, der
Miete und Nebenkosten aufbringen
kann.
Karlshorst hat aber auch ein Kulturhaus.
Das steht nicht unter Denkmalschutz
und hat einen großen Saal, ist aber sonst
nicht unbedingt für Kultur geeignet.
Hier findet trotzdem Kultur in
Karlshorst statt. Viele kleine Gruppen
bieten Kulturelles an. Von Jazzmusik bis
zum Zimmertheater findet sich alles.
Die beiden Gebäude liegen knapp 100
Meter voneinander entfernt, getrennt
durch die Treskowallee. Anfang 2007
legte das Kulturamt ein Raumbedarfs-
konzept vor. Dieses Konzept versuch-
te die Bedarfe der Vereine und Kultur-
schaffenden, die im Kulturhaus
Karlshorst ansässig sind, zu planen. Für
den Fall des Neubaus des Kultur-
hauses konnte das Kulturamt seine
Wünsche äußern. Es sollte wieder ein
großer Saal sein, kleinere Räume für
Büros, aber auch moderne Räume, die
den Bedürfnissen der Kunstschaffen-
den entsprechen. Dazu müsste man das
Grundstück an einen Investor verkau-
fen, der würde das alte Kulturhaus ab-
reißen, einen Discounter mit Parkplatz
im Hinterhof und an der Straßenfront
ein Kulturhaus bauen. Damit sich das
für den Investor lohnt, muss der Be-
zirk dann auf 25 Jahre die Immobilie
zurückmieten. Für den Investor lohnt
sich der Abriss und Neubau nur in dem
Fall, dass der Bezirk vertraglich garan-
tiert Mieteinnahmen verspricht und ein
Großteil des Geländes kommerziell
(kleinere Läden und ein Supermarkt)
genutzt werden kann. Das kommt dem
Bezirk nicht nur einmal teuer, weil er
ein Grundstück verschenkt oder unter
Preis verkaufen muss, sondern gleich

zweimal, weil er die Immobilie zurück-
mieten muss.
Aber wo bleiben die Kunstschaffen-
den während der Bauphase? Diese
und viele weitere Fragen sind teils gar
nicht, teils unbefriedigend geklärt. Und
was wird aus dem denkmalgeschützten
Theater östlich der Treskowallee? Ohne
Nutzung verfällt jedes Haus und mit
dem Umbau der Brücke am Bahnhof
Karlshorst bis 2009 wird auch der
Bahnhofsvorplatz neu gestaltet werden.
Wir können dort keine Ruine mit S-
Bahnanschluss an einen neu gestalte-
ten Bahnhofsvorplatz entstehen lassen.
Die SPD-Fraktion sieht eine andere
Möglichkeit. Diese ist städtebaulich
vorteilhafter und scheint auch preiswer-
ter für den Bezirk zu sein. Sie geht da-
mit eher auf den Vorschlag der
HOWOGE ein, die ihr Theater als
Kulturstandort, also als Kulturhaus
anbieten will. Eine ökologische Fassa-
densanierung, moderne Heizungen und
ein Umbau des Gebäudekerns nach
Denkmalschutzstandart sollten den
Kulturschaffenden einen Umzug ins
Theater schmackhaft machen, finan-
ziert natürlich durch die HOWOGE.
Und da das Theater zu groß für eine
ausschließliche Nutzung durch das
Kulturamt und die Karlshorster Vereine
wäre, ist auch an gewerbliche Nut-
zungen gedacht. Auch hier müsste der
Bezirk Miete zahlen, aber die HOWOGE
gehört der öffentlichen Hand, dem Land
Berlin. Die Gefahr, ein Investor wür-
de nur mit dem Bezirk ein Geschäft
machen wollen, bestünde nicht. Zumal
sich die HOWOGE an vielen Stellen im
Bezirk engagiert.
Ein weiteres Argument der SPD-Frak-
tion ist, dass auf dem jetzigen Standort
des Kulturhauses eine vollständig kom-
merzielle Nutzung geplant werden
könnte, um Kaufkraft in Karlhorst zu
halten. Auch könnte das Land Berlin in
Zeiten knapper Kassen die Grundstü-
cke erfolgreicher verwerten, wenn we-
niger Bedingungen an den Verkauf ge-
knüpft wären. Karlshorst würde somit

einen Stadtplatz mit modernisiertem
Kulturstandort und zugleich eine
Aufwertung auf der westlichen Sei-
te der Treskowallee erhalten.
Mehrfach wurde die Bezirksstadträtin
für Kultur Frau Framke (Die Linke)
durch die BVV beauftragt, die Bürger-
innen und Bürger über ihr Vorhaben zu
informieren und mit den Kultur-
schaffenden zu diskutieren, damit alle
bei der Entscheidungsfindung zur Mit-
te Karlshorsts beteiligt gewesen wären.
Dies zögerte die Kulturstadträtin immer
wieder hinaus und beglückwünschte
zwischendurch den Investor als Sieger
des Bieterfahrens.
Mittlerweile ist die Bezirksstadträtin zu-
rückgerudert und hat auch mit der Öf-
fentlichkeit diskutiert. Dabei kam
allerdings heraus, dass sowohl die
Kulturschaffenden, als auch die Bürger-
innen und Bürger andere Vorstellungen
zum Kulturstandort Karlshorst hatten.
Man solle das Theater nicht einfach
verfallen lassen. Auch konnte Andreas
Geisel (SPD, Bezirksstadtrat für Stadt-
entwicklung, Bauen, Umwelt und Ver-
kehr) darlegen, warum es aus städte-
baulicher Sicht günstiger wäre, das
Theater als Kulturstandort zu nutzen.
Eine erneute Nutzung des Gebäudes als
reines Theater mit Bühne und Spielplan
fernab der Berliner City ist wohl unrea-
listisch.
Hoffnungvoll stimmt, dass sich das
Neue Sinfonieorchester Berlin für
das Theater als seine neue Spiel-
stätte interessiert und über seinen
Trägerverein Musikforum Klassik e.V.
bei der HOWOGE ein Nutzungskonzept
eingereicht hat. Allerdings müssten sich
auch bei dieser Variante weitere Nutzer
hinzugesellen. Eine solche Lösung wäre
für die SPD-Fraktion zustimmungs-
fähig.
In der bisherigen Diskussion ist deut-
lich geworden, dass bei der Gestaltung
der Mitte Karlshorsts neben kultur-
politischen auch städtebauliche und fi-
nanzielle Gesichtspunkte zählen. Diese
gilt es in Einklang zu bringen.
Über Ihre Fragen, Meinungen und
Anregungen sind wir sehr erfreut!


